
 

  

S 13 RJ 650/99

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 5
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder

nach Altersteilzeitarbeit
Anhebung der Altersgrenze
Vertrauensschutzregelung
Stichtag 14.2.1996
Arbeitslosigkeit im grenznahen Bereich im
EU-Ausland

Leitsätze Die Vertrauensschutzregelung des § 237
Abs 2 S 1 Nr 1 Buchst a SGB VI (Stand:
1.8.1996 bis 31.12.1999) begünstigt
jedenfalls auch Versicherte die am
Stichtag im EU-Ausland im grenznahen
Bereich arbeitslos waren.

Normenkette SGB VI § 237 Abs 2 S 1 Nr 1 Buchst a F:
1996-07-23
SGB VI § 237 Abs 4 S 1 Nr 1 Buchst a
SGB VI § 237 Abs 1 Nr 3 Buchstabe a
SGB VI § 38 S 1 Nr 2 Buchst a F:
1996-07-23
SGB VI § 41
SGB VI § 64
SGB VI § 71
RustFöG Art 2 Nr 17 Buchst d
EWGV 1408/71 Art 69
EWGV 1408/71 Art 70
EWGV 1408/71 Art 71 Abs 1 Buchst b Ziff
ii
EWGV 1408/71 Art 71 Abs 1 Buchst b
DBuchst ii
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Datum 25.09.2001

3. Instanz

Datum 20.10.2004

Auf die Revision des KlÃ¤gers wird die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des
Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 25. September 2002 sowie des Urteils des
Sozialgerichts Speyer vom 9. November 2001 und in AbÃ¤nderung des Bescheides
der Beklagten vom 31. Oktober 1998 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 2. August 1999 verurteilt, dem KlÃ¤ger ab 1. September 1998 Altersrente
wegen Arbeitslosigkeit mit dem Zugangsfaktor 1,0 zu gewÃ¤hren. Die Beklagte hat
dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten aller RechtszÃ¼ge zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Der am 1. September 1938 geborene KlÃ¤ger wendet sich unter Berufung auf die
Vertrauensschutzregelung des Â§ 237 Abs 2 Nr 1 Buchstabe a Sozialgesetzbuch
Sechstes Buch (SGB VI) idF vom 1. August 1996 bis 31. Dezember 1999
(Arbeitslosigkeit am 14. Februar 1996) gegen einen Rentenabschlag in HÃ¶he von
6,3 % wegen der vorzeitigen Inanspruchnahme einer Altersrente wegen
Arbeitslosigkeit und Vollendung des 60. Lebensjahres.

Er hatte nach einer langjÃ¤hrigen BeschÃ¤ftigung das ArbeitsverhÃ¤ltnis mit
AuflÃ¶sungsvertrag vom 14. Juli 1994 gegen Zahlung einer Abfindung zum 31. Juli
1994 beendet und sich bereits am 8. Juli 1994 beim Arbeitsamt Rastatt arbeitslos
gemeldet und Arbeitslosengeld (Alg) beantragt. Das Arbeitsamt Rastatt hatte mit
Bescheiden vom 27. September 1994 den Anspruch auf Alg dem Grunde nach
anerkannt, jedoch wegen des AuflÃ¶sungsvertrags eine Sperrzeit von 12 Wochen
verhÃ¤ngt sowie wegen der erhaltenen Abfindung das Ruhen des Anspruchs auf Alg
bis zum 6. Februar 1995 festgestellt. Am 23. September 1994 hatte der KlÃ¤ger
dem Arbeitsamt Rastatt mitgeteilt, dass er am 24. September 1994 nach
Rohrwiller/Frankreich umziehen werde. Dort hatte er sich am 24. September 1994
arbeitslos gemeldet und vom 1. Oktober 1994 bis 30. Juni 1998 Leistungen vom
franzÃ¶sischen TrÃ¤ger bezogen. Weil ihn die Beklagte aus Anlass einer
KontenklÃ¤rung darauf aufmerksam gemacht hatte, dass er sich dem deutschen
Arbeitsmarkt zur VerfÃ¼gung stellen mÃ¼sse, um die Voraussetzungen fÃ¼r die
vorgezogene Altersrente wegen Arbeitslosigkeit zu erfÃ¼llen, hatte er sich am 4.
MÃ¤rz 1997 ohne Leistungsbezug auch beim Arbeitsamt Rastatt als arbeitsuchend
gemeldet.

Mit Bescheid vom 31. Oktober 1998 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
2. August 1999 bewilligte die Beklagte die im August 1998 vom KlÃ¤ger beantragte
Altersrente wegen Arbeitslosigkeit und Vollendung des 60. Lebensjahres. Die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen sah sie wegen der (erneuten)
Arbeitslosmeldung mit dem Status als GrenzgÃ¤nger beim Arbeitsamt Rastatt (vom
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4. MÃ¤rz 1997 bis 31. August 1998) als erfÃ¼llt an, kÃ¼rzte jedoch wegen
vorzeitiger Inanspruchnahme den Zugangsfaktor von 1,0 auf 0,937 (0,003 x 21
Monate = 0,063), was einem Rentenabschlag von 6,3 % entspricht. Die
Ã�bergangsregelung des Â§ 237 Abs 2 Nr 1 Buchstabe a SGB VI (idF vom 1. August
1996 bis 31. Dezember 1999) wandte sie nicht an, weil der KlÃ¤ger zum Stichtag,
dem 14. Februar 1996, nicht im Inland arbeitslos gewesen sei.

Das Sozialgericht Speyer (SG) hat mit Urteil vom 9. November 2001 die Klage
abgewiesen; das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz (LSG) hat mit Urteil vom 25.
September 2002 die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des SG
zurÃ¼ckgewiesen und sich dabei weitgehend der BegrÃ¼ndung im Urteil des SG
angeschlossen: Dem KlÃ¤ger komme die Vertrauensschutzregelung des Â§ 237 Abs
2 Nr 1 Buchstabe a SGB VI aF nicht zugute, weil er am Stichtag nicht in Deutschland
arbeitslos gewesen sei. Die damalige Arbeitslosigkeit in Frankreich sei nicht
ausreichend, denn die Regelung knÃ¼pfe erkennbar daran an, dass der Versicherte
zum Stichtag darauf vertrauen durfte, eine Altersrente wegen Arbeitslosigkeit aus
der deutschen Rentenversicherung zu erhalten. Da die vorgezogene Altersrente
nach Â§ 38 SGB VI aF nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der EuropÃ¤ischen
Gemeinschaften (EuGH) und des Bundessozialgerichts (BSG) nur bei
vorangegangener Arbeitslosigkeit im Inland gewÃ¤hrt werde, mÃ¼sse dies auch
fÃ¼r die Arbeitslosigkeit am Stichtag gelten. Das Erfordernis der Arbeitsuche im
Inland kÃ¶nne auch nicht Ã¼ber die Rechtsfigur des sozialrechtlichen
Herstellungsanspruchs ersetzt werden, ganz abgesehen davon, dass keinerlei
Anhalt fÃ¼r die Verletzung von AufklÃ¤rungs- und Hinweispflichten bestehe, sei es
durch das deutsche Arbeitsamt, sei es durch die Beklagte.

Mit der Revision rÃ¼gt der KlÃ¤ger einfachrechtlich die Verletzung der
Vertrauensschutzregelung des Â§ 237 Abs 2 Nr 1 Buchstabe a SGB VI aF, weiter
aber auch, dass die Anhebung der Altersgrenzen fÃ¼r die Altersrente wegen
Arbeitslosigkeit durch Â§ 41 Abs 1 SGB VI (in der ab 1. Januar 1997 geltenden
Fassung) iVm den Â§Â§ 77, 237 Abs 2 SGB VI aF gegen die Art 2, 3, 14 Grundgesetz
(GG) iVm dem verfassungsrechtlichen Vertrauensschutzgebot aus Art 20 GG
verstieÃ�en. Er sei der Auffassung, dass eine im grenznahen Bereich vor dem
Stichtag in Deutschland begonnene, am Stichtag in Frankreich lÃ¼ckenlos
fortbestehende und wieder in Deutschland fortgesetzte Arbeitslosigkeit die
Vertrauensschutzregelung des Â§ 237 Abs 2 Nr 1 Buchstabe a SGB VI aF erfÃ¼lle:
Es sei unzulÃ¤ssig, die Rechtsprechung des EuGH und des BSG zu den
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Rente wegen Arbeitslosigkeit
auf die hier allein entscheidungserhebliche Frage, ob am Stichtag Arbeitslosigkeit
bestanden hatte, zu Ã¼bertragen. Insoweit stelle das Gesetz nicht auf eine
Arbeitslosigkeit im Inland ab, sondern allein darauf, dass der Versicherte zum
Stichtag arbeitslos gewesen sei. Entscheidend sei insoweit der Sinn und Zweck der
Vertrauensschutzregelung.

Der KlÃ¤ger beantragt,
das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 25. September 2002 sowie
das Urteil des Sozialgerichts Speyer vom 9. November 2001 aufzuheben und die
Beklagte in AbÃ¤nderung des Bescheides vom 31. Oktober 1998 in der Gestalt des
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Widerspruchsbescheides vom 2. August 1999 zu verurteilen, ihm ab 1. September
1998 Altersrente wegen Arbeitslosigkeit mit dem Zugangsfaktor 1,0 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie ist der Auffassung, dass der Zweck des Â§ 237 SGB VI in einer Entlastung des
deutschen Arbeitsmarktes zu sehen sei, woraus zu folgern sei, dass nur solche
Versicherte "arbeitslos" im Sinne dieser Vorschrift seien, die am Stichtag dem
deutschen Arbeitsmarkt zur VerfÃ¼gung gestanden hÃ¤tten.

II

Die zulÃ¤ssige Revision des KlÃ¤gers ist begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat Anspruch auf
eine vorgezogene Altersrente wegen Arbeitslosigkeit bereits ab Vollendung des 60.
Lebensjahres ohne Abschlag, denn die Vertrauensschutzregelung des Â§ 237 Abs 2
Nr 1 Buchstabe a SGB VI (Fassung 1. August 1996 bis 31. Dezember 1999,
eingefÃ¼gt durch Art 2 Nr 17 Buchstabe d des Gesetzes zur FÃ¶rderung eines
gleitenden Ã�bergangs in den Ruhestand (RuStFÃ¶G) vom 23. Juli 1996, BGBl I 1078
, ab 1. Januar 2000 textgleich fortgefÃ¼hrt mit Â§ 237 Abs 4 Nr 1 Buchstabe a SGB
VI) setzt nicht voraus, dass der Versicherte zum Stichtag, dem 14. Februar 1996, im
Inland arbeitslos war. Vorrangiges Ziel der Regelung ist es vielmehr, diejenigen zu
schÃ¼tzen, deren Arbeitslosigkeit vor dem Stichtag auf Grund einer mit Blick auf
die bisherige Rechtslage vertrauensgeschÃ¼tzten unumkehrbaren Disposition
eingetreten ist und seitdem voraussichtlich bis zum Rentenbeginn andauert. Stellt
sich dieser Arbeitslose der Arbeitsverwaltung eines Mitgliedstaates der
EuropÃ¤ischen Union zur VerfÃ¼gung und bezieht er vom dortigen TrÃ¤ger
Leistungen bei Arbeitslosigkeit nach MaÃ�gabe des Art 71 Abs 1 Buchstabe b Ziff ii
Satz 1 und 2 VO (EWG) Nr 1408/71, so ist dies jedenfalls bei einem
Wohnsitzwechsel im grenznahen Bereich und der jederzeitigen MÃ¶glichkeit zur
Wiederaufnahme der Arbeit in Deutschland als GrenzgÃ¤nger unschÃ¤dlich.

Streitgegenstand ist allein, mit welchem Zugangsfaktor der Monatsbetrag der dem
KlÃ¤ger zuerkannten Altersrente wegen Arbeitslosigkeit zu ermitteln ist. Der
KlÃ¤ger begehrt den Zugangsfaktor 1,0, wogegen in den streitgegenstÃ¤ndlichen
Bescheiden der Zugangsfaktor auf 0,937 abgesenkt wurde. Insoweit ist unstreitig,
dass der Rentenanspruch des im September 1938 geborenen KlÃ¤gers nach den
Vorschriften des SGB VI in der zum Zeitpunkt des Rentenbeginns am 1. September
1998 geltenden Fassung (Â§ 300 Abs 1 SGB VI, vgl BSG Urteil vom 24. Februar 1999
â�� B 5 RJ 28/98 R â�� SozR 3-2600 Â§ 300 Nr 14) rechnerisch richtig ermittelt
wurde. Nach Â§ 38 Abs 1 SGB VI aF, Â§ 41 Abs 1 SGB VI in der fÃ¼r die Zeit vom 1.
Januar 1998 bis 31. Dezember 1999 geltenden Fassung durch Art 1 Nr 10 des
Wachstums- und BeschÃ¤ftigungsfÃ¶rderungsgesetzes (WFG) vom 25. September
1996 (BGBl I 1461) iVm der Anlage 19 zum SGB VI, Â§ 64 Nr 1 SGB VI iVm Â§ 77
SGB VI wurde fÃ¼r Versicherte mit dem Geburtsjahr und Geburtsmonat des
KlÃ¤gers die Altersgrenze fÃ¼r die Altersrente wegen Arbeitslosigkeit um 21
Monate angehoben. Sie kÃ¶nnen diese Rentenart entweder erst ab Vollendung
eines Lebensalters von 61 Jahren und 9 Monaten in Anspruch nehmen oder
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mÃ¼ssen bei vorzeitiger Inanspruchnahme ab dem 60. Lebensjahr AbschlÃ¤ge in
Gestalt eines verminderten Zugangsfaktors (hier Minderung des Zugangsfaktors
von 1,0 um 21 x 0,003 = 0,063 auf 0,937, was einem Rentenabschlag von 6,3 %
entspricht) in Kauf nehmen.

Dem KlÃ¤ger kommt jedoch die Vertrauensschutzregelung des Â§ 237 Abs 2 Nr 1
Buchstabe a SGB VI (idF vom 1. August 1996 bis 31. Dezember 1999, jetzt Abs 4)
zugute mit der Folge, dass die vorgezogene Altersrente des KlÃ¤gers wegen
Arbeitslosigkeit weiterhin mit dem Zugangsfaktor 1,0 zu berechnen ist. Danach wird
die Altersgrenze fÃ¼r die Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach
Altersteilzeitarbeit fÃ¼r bestimmte Versicherte nur in dem dort festgelegten
Umfang, welcher der Rechtslage des Rentenreformgesetzes 1992 (RRG 1992)
entspricht und beim KlÃ¤ger noch keine negativen Auswirkungen hatte, angehoben.
BegÃ¼nstigt sind unter anderem: Versicherte, die bis zum 14. Februar 1941
geboren sind und (Buchstabe a) am 14. Februar 1996 arbeitslos waren oder
Anpassungsgeld fÃ¼r entlassene Arbeitnehmer des Bergbaus bezogen haben oder
(Buchstabe b) deren ArbeitsverhÃ¤ltnis auf Grund einer KÃ¼ndigung oder
Vereinbarung, die vor dem 14. Februar 1996 erfolgt ist, nach dem 13. Februar 1996
beendet worden ist und die daran anschlieÃ�end arbeitslos geworden sind oder
Anpassungsgeld fÃ¼r entlassene Arbeitnehmer des Bergbaus bezogen haben.

Der KlÃ¤ger gehÃ¶rt zu den begÃ¼nstigten JahrgÃ¤ngen, weil er zur Zeit der
vorgezogenen Anhebung der Altersgrenzen fÃ¼r die Altersrente wegen
Arbeitslosigkeit bereits im 58. Lebensjahr stand und damit zum Kreis der
"rentennahen JahrgÃ¤nge" (vgl hierzu BVerfG Urteil vom 23. Januar 1990 â�� 1 BvL
44/86 und 48/87 â�� BVerfGE 81, 156, 196 = SozR 3-4100 Â§ 128 Nr 1 S 11)
gehÃ¶rte, fÃ¼r die der Gesetzgeber des RuStFÃ¶G mit der Ã�bergangsregelung in 
Â§ 237 Abs 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI aF unter zwei Voraussetzungen die alte Rechtslage
fortgefÃ¼hrt hat: Entweder waren die vor dem 1. Januar 1941 Geborenen zum
maÃ�geblichen Stichtag bereits arbeitslos (Buchstabe a) oder sie hatten bereits
verbindliche Dispositionen im Hinblick auf ihren Arbeitsplatz getroffen und wurden
erst spÃ¤ter arbeitslos (Buchstabe b). Aus dem Kontext der beiden Alternativen
ergibt sich, dass von der ersten Alternative in erster Linie diejenigen geschÃ¼tzt
werden, die auf Grund einer KÃ¼ndigung oder Vereinbarung vor dem 14. Februar
1996 arbeitslos geworden sind und deren Arbeitslosigkeit am 14. Februar 1996
noch fortbestand. Denn diese Versicherten konnten ihre weitere Lebensplanung
nicht mehr auf die neue Rechtslage abstimmen. Im Gegensatz zu Versicherten, die
als Inhaber eines Arbeitsplatzes mit gesetzlichem KÃ¼ndigungsschutz ggf in der
Lage waren, Ã¼ber das 60. Lebensjahr hinaus weiter zu arbeiten, hatten sie bereits
disponiert und hatten auf Grund der angespannten Arbeitsmarktlage in der Regel
keine MÃ¶glichkeit, einen neuen Arbeitsplatz zu erlangen (BT-Drucks 13/4336, S 16,
S 23 f zu Nr 17 (Â§ 237)). Der vom Gesetzgeber gewÃ¤hlte Stichtag ist sachgerecht.
Er entspricht dem Datum, an dem das Bundeskabinett das dem RuStFÃ¶G zu
Grunde liegende (am 12. Februar 1996 in der so genannten Kanzlerrunde mit den
Sozialpartnern abgestimmte) Eckpunktepapier beschlossen hatte (vgl BT-Drucks
13/4336, S 24). SpÃ¤testens ab dem Stichtag konnte ein zu schÃ¼tzendes
Vertrauen in den Bestand der bisherigen Regelungen nicht mehr vorliegen (vgl dazu
Senatsurteil vom 25. Februar 2004 â�� B 5 RJ 44/02 R â�� zur VerÃ¶ffentlichung
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vorgesehen).

AnknÃ¼pfungspunkt der Vertrauensschutzregelung des Â§ 237 Abs 2 Nr 1
Buchstabe a SGB VI aF ist nur auf den ersten Blick eine am Stichtag bestehende
Arbeitslosigkeit im Inland. Das Entscheidende ist vielmehr eine im Vertrauen auf die
bisherige Rechtslage ggf weit vor dem Stichtag getroffene und wegen des
fortgeschrittenen Lebensalters in der Regel unumkehrbare Disposition Ã¼ber das
ArbeitsverhÃ¤ltnis (durch einen Aufhebungsvertrag oder durch Verzicht auf eine
KÃ¼ndigungsschutzklage), die zur Arbeitslosigkeit am Stichtag gefÃ¼hrt hat. Im
Falle des KlÃ¤gers war dies der Vertrag Ã¼ber die Aufhebung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses zum 31. Juli 1994. Dass der Gesetzestext alle begÃ¼nstigt,
die "am 14. Februar 1996 arbeitslos waren", ist eine zulÃ¤ssige Generalisierung und
dient letztlich nur der Verwaltungsvereinfachung. Die Ausgestaltung der
Arbeitslosigkeit im Einzelnen (im Inland oder Ausland oder das vom LSG postulierte
Erfordernis der regelmÃ¤Ã�igen Meldung bei einem deutschen Arbeitsamt) hat
deshalb nur sekundÃ¤re Bedeutung. Deshalb ist der Begriff der Arbeitslosigkeit,
obwohl in der derselben Norm verwendet, unterschiedlich auszulegen.

Selbst wenn im Anschluss an die nach BeweiswÃ¼rdigung getroffene Feststellung
des LSG (Â§ 163 Sozialgerichtsgesetz (SGG)) davon ausgegangen wird, dass der
KlÃ¤ger in der Zeit vom 1. August bis 23. September 1994 allein beim Arbeitsamt
Rastatt, in der Zeit vom 24. September 1994 bis 3. MÃ¤rz 1997 nach dem Umzug in
das grenznahe Rohrwiller/Frankreich allein beim franzÃ¶sischen Arbeitsamt
Haguenau und vom 4. MÃ¤rz 1997 bis zum 31. August 1998 als arbeitsuchender
"GrenzgÃ¤nger" bei beiden Ã�mtern als arbeitsuchend gemeldet war, also zum
Stichtag eine "Arbeitslosigkeit im Inland" nicht bestanden hatte, ist dies fÃ¼r den
Vertrauensschutztatbestand unschÃ¤dlich.

Im Gegensatz zu den Voraussetzungen fÃ¼r Anerkennung einer Anrechnungszeit
wegen Arbeitslosigkeit (Â§ 58 Abs 1 Nr 3 SGB VI) ist eine Meldung bei einem
deutschen Arbeitsamt zum Stichtag in Â§ 237 Abs 2 Nr 1 Buchstabe a SGB VI aF
nicht vorgeschrieben. Es ist deshalb auch verfehlt, wenn das LSG die zu dieser
Bestimmung ergangene Rechtsprechung des BSG (zB BSG Urteil vom 15. Dezember
1994 â�� 4 RA 64/93 â�� SozR 3-2600 Â§ 58 Nr 2) heranzieht. Vielmehr genÃ¼gt
es, dass der KlÃ¤ger zum Stichtag "arbeitslos" war, dh objektiv und subjektiv
verfÃ¼gbar war, also durch nichts gehindert war, eine zumutbare BeschÃ¤ftigung
aufzunehmen und zudem alle MÃ¶glichkeiten nutzt oder nutzen will, um seine
BeschÃ¤ftigungslosigkeit zu beenden (dazu mwN zB Senatsurteil vom 19. MÃ¤rz
1997 â�� 5 RJ 78/95 â�� BSGE 80, 124 = SozR 3-2200 Â§ 1259 Nr 18). Dies hat das
LSG fÃ¼r den Senat bindend festgestellt. Im Ã�brigen gilt die Meldepflicht bei
einem deutschen Arbeitsamt nicht einmal fÃ¼r die Anspruchsvoraussetzung der
vorgezogenen Altersrente wegen Arbeitslosigkeit nach Â§ 38 Nr 2 Buchstabe a SGB
VI aF (jetzt Â§ 237 Abs 1 Nr 3 Buchstabe a SGB VI), dh dem Erfordernis einer
Arbeitslosigkeit von 52 Wochen vor Rentenbeginn (vgl Niesel in Kasseler Komm,
Stand November 2001, Â§ 237 RdNr 13; zum Recht der
Reichsversicherungsordnung (RVO) bereits BSG Urteil vom 16. April 1964 â�� 11/1
RA 272/62 â�� BSGE 21, 21 = SozR Nr 12 zu Â§ 1259 RVO).
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Von der Rechtsprechung des EuGH sowie des BSG ist dagegen anerkannt, dass
fÃ¼r die ErfÃ¼llung der Anspruchsvoraussetzungen des Â§ 38 Nr 2 Buchstabe a
SGB VI aF (jetzt Â§ 237 Abs 1 Nr 3 Buchstabe a SGB VI), dh dem Erfordernis einer
Arbeitslosigkeit von 52 Wochen vor Rentenbeginn, eine Arbeitslosigkeit im Inland
erforderlich ist und eine Arbeitslosigkeit selbst im EU-Ausland und sogar nur im
Rahmen einer vorÃ¼bergehenden Arbeitsuche nach MaÃ�gabe der Art 69, 70 VO
(EWG) 1408/71 nicht ausreicht (vgl EuGH Urteil vom 9. Juli 1975 â�� 20/75
(D&180;Amico)- EuGHE 1975, 891 = SozR 6050 Art 45 Nr 1, BSG Urteil vom 31.
MÃ¤rz 1982 â�� 4 RJ 17/81 â�� SozR 2200 Â§ 1248 Nr 35 und Senatsurteil vom 28.
Juli 1992 â�� 5 RJ 62/91 â�� SozR 3-2200 Â§ 1248 Nr 6). Indes kann diese
Rechtsprechung nicht, wie es das SG und das LSG getan haben, auf den
Vertrauensschutztatbestand Ã¼bertragen werden. Die Anspruchsvoraussetzungen
fÃ¼r die vorgezogene Altersrente wegen Arbeitslosigkeit haben zum Hintergrund,
speziell den innerstaatlichen Arbeitsmarkt zu entlasten. Deshalb ist es nach der
bisherigen Rechtsprechung des EuGH keine Diskriminierung, fÃ¼r die Entstehung
des Anspruchs Zeiten der Arbeitslosigkeit in einem EU-Mitgliedstaat nicht zu
berÃ¼cksichtigen und nur bei innerstaatlicher Arbeitslosigkeit die VergÃ¼nstigung
einer vorzeitigen Rente zu gewÃ¤hren. FÃ¼r eine an einem bestimmten Stichtag
bestehende Arbeitslosigkeit, dh eine Momentaufnahme, trifft diese Ã�berlegung
jedoch nicht zu. Im Ã�brigen ist nicht erkennbar, weshalb der KlÃ¤ger, selbst wenn
er die zitierte Rechtsprechung und deren Konsequenzen im Detail gekannt haben
sollte, sich zur Zeit des Stichtages hÃ¤tte anders verhalten und auf seine
verbrieften Rechte als EU-BÃ¼rger auf FreizÃ¼gigkeit â�� auch als Arbeitsloser â��
hÃ¤tte verzichten sollen. Denn die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r
die vorgezogene Altersrente wegen Arbeitslosigkeit (dh die 52 Wochen
Arbeitslosigkeit im Inland vor Rentenbeginn) konnte er noch lange nach dem
Stichtag, wie ja auch tatsÃ¤chlich geschehen, erfÃ¼llen.

Zudem wÃ¼rde eine andere Sichtweise auf eine Diskriminierung eines EU-
BÃ¼rgers hinauslaufen, der vom Recht auf FreizÃ¼gigkeit innerhalb der
EuropÃ¤ischen Union Gebrauch gemacht hat (EGV Art 39 Buchstaben a bis c) und
der die auf der Grundlage des Art 42 EGV erlassenen Regelungen der Union voll in
Anspruch nehmen kann. Der KlÃ¤ger konnte sich nach Art 71 Abs 1 Buchstabe b Ziff
ii VO (EWG) 1408/71, auch wenn er vordem nicht GrenzgÃ¤nger gewesen ist, der
franzÃ¶sischen Arbeitsverwaltung zur VerfÃ¼gung stellen und (ggf im Anschluss an
die deutschen) die dortigen Leistungen bei Vollarbeitslosigkeit in Anspruch nehmen.
Es besteht weder ein Anhalt dafÃ¼r, dass der deutsche Gesetzgeber solche
Arbeitslose, die sich â�� zumal im grenznahen Bereich mit einem einheitlichen
Arbeitsmarkt â�� letztlich nur vorÃ¼bergehend in einem anderen EU-Mitgliedstaat
auf Arbeitsuche begeben, vom Vertrauensschutztatbestand ausschlieÃ�en wollte,
noch ist dies dem Wortlaut der Ã�bergangsvorschrift zu entnehmen.

Da bereits die Auslegung der nationalen Rechtsvorschriften zu einem fÃ¼r den
KlÃ¤ger gÃ¼nstigen Ergebnis fÃ¼hrt, kann offen bleiben, ob die zitierte
Rechtsprechung des EuGH mittlerweile durch dessen Urteil vom 28. April 2004 â�� 
C-373/02 â�� (Ã�ztÃ¼rk), vorab verÃ¶ffentlicht in CELEX, Ã¼berholt oder
wenigstens relativiert wurde. Ebenso kann dahingestellt bleiben, ob die bisherige
Rechtsprechung im Lichte der jetzt normierten Sachverhaltsgleichstellung (vgl Art 5
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Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr 883/2004 des EuropÃ¤ischen Parlaments und
des Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit
(ABl L 166 vom 30. April 2004), berichtigt durch ABl L 200 vom 7. Juni 2004), welche
die Verordnung (EWG) Nr 1408/71 ablÃ¶st), Ã¼berdacht werden muss.

Die von der Revision hilfsweise aufgeworfenen verfassungsrechtlichen Fragen
stellen sich nicht mehr.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 28.12.2004

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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